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Präambel 

Dies ist keine Wahlkampfbro­
schüre der AL zur Behinderten­
politik im Sinne eines Gescµnt­
konzepts dieser Partei. Der 
Beindertenbereich in der AL 
hat diese Broschüre aus Anlaß 
der Wahlen zum Abgeordne­
tenhaus finanziert ·bekommen 
und wir•wollen die Aufm�rk­
samkeit der Öffentlichkeit nut­
zen, um unsere allgemeinen 
U]J.d konkreten Forderungen 
vorzustellen. 
Das reicht von Stellungnahmen 
zu den gedankenlosen oder 
absichtlichen Diskriminierun­
gen und Behinderungen durch 
die Gesellschaft bis zu einzel­
nen Forderungen, die prinzi­
piell, d.h. technisch oder, orga­
nisatorisch ohne großen 
finanziellen Aufwand schnell 
erfüllbar sind. 
Parteien, die vorgeben, Behin-
dertenpolitik zu machen, müs­
sen sich an den Forderungen 
der Betroffenen messen lassen. 
Allen Parteien fehlt das Inter­
esse an einem geschlossenen 
Konzept zur Behindertenpolitik. 
Die AL macht da keine Aus-
nahme. 
Das mag viele Gründe haben -
Randgruppenproblem? Unter­
schiedliche Interessengrup­
pen? Desinteresse mangels 
eigener Betroffenheit? Wir kön­
nen nur spekulieren. 

Dennoch: 
Aus der Vielfalt dessen, was 
den Behindertenbereich in den 
letzten Jahren so in Atem hielt, 
daß ihm fast die Luft wegblieb, 
erreichten emzelne Initiativen 
das Abgeordnetenhaus; 
manchmal in bis zur Unkennt­
lichkeit verwässerten Form, 
manchmal von anderen Par­
teien aufgegtjffen und ent­
schärft, selten genug auch mal 
im Klartext. (Beispiel: Antrag 
»zusätzliche -Betreuung für Mut-· 
ter, bzw. Eltern mit geistiger 
Behinderung«. Er ist in leicht 
veränderter Form innerhalb 
einer Woche durch Ausschüsse 
und Parlament gegangen und 
hat konkret ·dazu beigetragen, 
daß die Eheleute ihren Säug­
ling wiederbekommen haben.) 
Trotz vieler negativer Erfahrun­
gen hält der Behindertenbe­
reich an seinem Ziel fest, 
gemeinsam ·mit anderen allge­
meine und einzelne konkrete 
Forderungen. Behinderter heute 
und nicht erst in ferner Zukunft, 
politisch und ganz praktisch 
durchzusetzen, auf der Straße, . 
im Abgeordnetenhaus, überall! 
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der fraktion der Alternativen liste 

über 

Erweiterung der Betreuungsmöglichkeiten für gei.stig Behinderte 
-------..:...---,;. 

Abg'°rdn�lenhaus 
. 
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D�s Abgeordnet�nhaus wolle beschließen: OV/3 

Der Senat wlrd aufgefordert, auch für Mütter bzw._ Eltern-mit geistiger 

Behinderung Unterstützungsmögl}chkeiten sowohl ambulanter Art (analog 
dem "betreuten Einzelwo�nen" für ein weitgehend eigenständiges Leben 
in der eigenen Wohnung) als auch in kleinen Einrichtungen (analog zur 
Betreuung in der Wohngemeinschaft) zu schaffen� und �war zusätzlich 
zur Betreuung, die möglicherweise vor der Schwangerschaft und der Geburt 
bestand, bzw. auch dann, wenn davor keine Betreu��g nötig war. 

Begründung: 

E:. da_rf nicht ·sein, daß ·eine Familie auseinandergerissen werden soll� 
nur weil eine Versorgungslücke noch nicht geschlossen ist 'Oder daß sie 

nach Kie·� od�r ·oä�emark umsiedeln müßte, weil JlUr, dort bereits_ Erfahrungen 
bestehen. 

Berlin, den 9.6.1988 

l_Jo.ßJ /4. (� 
Wieland Eggert 
und die übrigen Mitglieder der. AL-Fraktion 

.• ·• 
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D r i n g l i C h e 

B e s c h 1 u 6 e m p f e h 1 u n g 

des Ausschusses für 
Gesundheit und Soziales 
vom 13. Juni 1988 zum 
Antrag der Fraktion der AL Über 

Erweiterung der Betreuungsmöglichkeiten 
für geistig Behinderte 

- Drs 10/2312 -

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Der 'lntr_a_g der Fraktion der AL Über 

Erweiterung der Betreuungsmöglichkeiten für 
geistig Behinderte 
- Drs 10/2312 -

wird in folgender Fassung angenommen: 

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, AL und F.D.P.: 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Der Senat wird aufgefordert, Voraussetzungen zu schaffen, 
die es behinderten Müttern bzw. Eltern, einschließlich 
geistig behinderten, nach der Geburt eines Kindes 
ermöglichen, dessen Betreuung persönlich zu übernehmen, 
soweit dem das Kindeswohl nicht entgegensteht. 

Diese Voraussetzungen sollten insbesondere umfassen: 

- ambulante Hilfe, z. B. Familienhelfer-Einsätze; 
- teilstationäre Angebote, z. B. betreutes Wohnen; 
- stationäre Angebote, z. B. Plätze in Wohngemein-

schaften. 

Die Hilfestellung soll breit gefächert sein, d. h. 
in Art und Umfang flexibel auf die jeweiligen Erforder­
nisse zugeschnitten sein, damit ein Zusammenleben 
dieser Familien möglich wird. 

Uber die Verwirklichung ist dem Abgeordnetenhaus 
bis zum 31. 10. 1988 ein Bericht zu erstatten. 

Berlin, den 14. Juni 1988 

Der Vorsitzende des Ausschusses für 
Gesundheit und soziales 

Peter Vetter 

An den Hauptausschuß 



Ständig (tag-täglich) werden 
(wir) Behinderte/Krüppel damit 
konfrontiert, daß unsere nicht­
behinderten Mitmenschen aus 
Angst, falsch zu handeln, 
wichtige Hilfe unterlassen. 
Darauf angesprochen, antwor­
ten sie stereotyp, sie »wüßten 
ja nicht, wie«. Dieser Mißstand 
kann nur dadurch behoben 
werden, daß Behinderte/Krüp­
pel sich endlich zutrauen, 
genaue Anweisungen zu 
geben und die Nichtbehinder­
ten ihre irrationale Angst im 
Umgang mit Menschen, die 
anders sind, verlieren. 



Eine unserer täglichen Auseinandersetzungen 



Gemeinsam leben, gemeinsam 
lernen 

\ \ 

Ein wichtiger Schritt ist die 
Möglichkeit des gemeinsamen 
_Aufwachsens, des Spielens 
und Lernens aller Kinder, 
Jugendlicher und auch das 
gemeinsame Leben 
Erwachsener. 
Ein Modewort zieht Kreise, die 
schulische »Integration« Behin­
derter. Sogar die konservativen 
Regierungspolitiker sprechen 
davon und versuchen mit die­
sem Schlagwort der Bevölke­
rung Sand in die Augen zu 
streuen. Aber mit dieser »Inte­
gration« soll nur die weitere 
systematische Aussonderung 
alles Andersartigem vertuscht 
werden. 

V) 
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Einige Behinderungsarten wer­
den gesellschaftlich bereits so 
anerkannt, daß sogar die kon­
servativen Politikerinnen aus 
Opportunitätsgründen (sie wol­
len schließlich wiedergewählt 
werden) diese »einzelintegrie­
ren« oder in »Integrationsklas­
sen« stecken, die Modelcharak­
ter haben. Alle anderen 
Kinder/Menschen, die nicht 
»integrierbar« sind, werden 
weiter in »Sonderschulen« aus­
gesondert. 
Mit dieser Art Politik muß end­

lich Schluß sein! 



Wir fordern eine Schule 

für alle Kinder/Jugend­

liche/Erwachsene. 

Für diese Forderung ist es 
nicht notwendig, Milliarden­
beträge in neue Schulbauten 
zu stecken. Ein Bruchteil dieser 
Summe würde reichen, die 
Schule im Kiez für jeden Men­
sch_en zugänglich zu machen 
und auch die notwendigen Hil­
fen zur Verfügung zu stellen 
(außerdem brauchen Behin­
derte keine ausgebildeten und 
vielleicht auch teuren Pfleger, 
um die Hosen aufzumachen, 
wenn sie es mal wagen, außer 
Lernen noch andere Bedürf­
nisse zu haben. Dafür ist auch 
keine ausgeklüngeltes Ambu­
lanzlehrersystem notwendig, 
höchstens dafür, den letzten 
freilaufenden Behinderten auf­
zuspüren und dem Sonder­
schulwesen zuzuführen.) 
Es ist zwischenzeitlich Allge­
meingut aller Schulpolitiker, 
wie wichtig für Kinder die Woh­
nortnähe der Schule ist (auf 
dem Land entstehen wieder 
Dorfschulen, die zwecks Effek­
tivität aufgelöst wurden), wie 
entscheidend für die Entwick­
lung eines Kindes die Möglich­
keit ist. Beziehungen aufzu­
bauen und zu pflegen. Nur für 
behinderte Kinder gelten diese 
pädagogischen Grunderfah­
rungen nicht. sie sind ja 

anders, dem Leistungsdruck 
unserer immer-mehr-haben­
wollenden Gesellschaft angeb­
lich nicht gewachsen. 
Auch wenn hier nicht die 
Unsinnigkeit dieser kapitaliti­
schen Gesellschaftsform hin­
terfragt werden soll, die Vor­
stellung, ein Teil der 
Bevölkerung wäre nicht in der 
Lage, die vorgegebenen Raste­
ranforderungen zu erfüllen, 
..;irft viele Fragen auf. Fragen 
wie: 
- wer stellt die Anforderungen 
- wer beurteilt ihre »Erfüllung« 
bzw. »Nichterfüllung« 
- woher kommt das Image, das 
die Behinderten im deutschen 
Lande haben 
- ist es nicht mehr vielmehr 
notwendig, diese Wertvorstel­
lungen zu sprengen, damit 
V ielfalt möglich werden kann? 
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Wir warten nicht auf bess're 
Zeiten - Schule findet heute 

statt! 
Sicherlich ist es nötig, daß 
endlich mit dem Unsinn der 
Zensurengebung aufgehört 
sowie eine Beurteilung der Ler­
nentwicklungsschritte einge­
führt wird. Diese Forderung ist 
nich( neu und nicht erst durch 
den »Integrationsrummel« ent­
standen. Sicher erinnert sich 
jedermensch an die halbjähr­
lich wiederkehrende Diskus­
sion darüber, wenn nämlich 
die Zeugnisse anstehen und 
damit die Selbstmorde vieler 
Kinder/Jugendlicher. 
Wer ist heute noch gegen Sen­
kung der Klassenfrequenzen 
und gegen Binnendifferenzie­
rung (Unterricht auf die Persön­
lichkeit des Kindes abge­
stimmt}, die doch allen 
Kindern zugute kommt? 

Als Alibi für die Aussonderung 
verkommt der Hinweis auf die 
schlechten Bedingungen 
heute. Kinder und Jugendliche, 
die jetzt im schulpflichtigen 
Alter sind, können nicht auf 
einen ungewissen, noch fernen 
Idealzustand warten. 
Ihn anzustreben und dafür zu 
kämpfen ist berechtigt, damit 
endlich der Grundstock für ein 
menschlicheres Miteinander­
umgehen gelegt wird. 

Deshalb 

SOFORTIGES ABSCHAFFEN 
ALLER SONDEREINRICH­
TUNGEN! 

KEINE AUSSONDERUNG 
BEHINDERTER UND SONSTI­
GER ANDERSARTIGER 
MENSCHEN!!! 
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Ist Mobilität alles? 

Mehr Mobilität läßt mehr Moti­
vation zu, als nur 'mal aus der 
Wohnung abgeholt werden zu 
wollen. Wer sich in der Öffent­
lichkeit leicht und lässig bewe­
gen könnte, würde bald die für 
Behinderte eingeebneten Bah­
nen verlassen, mehr und neue 
Möglichkeiten ausprobieren 
und: die Öffentlichkeit müßte 
es zur Kenntnis nehmen. Wie 
groß wäre dann noch die Angst 
vor dem Älter/Anderswerden? 

Jannuar'87:Rollstuhlfahrer u. 
-fahrerinnrn bilden den 
9;x:ntav.usarm:,nsd:l.h.ß 'MJbilität 
für .Eeh:i.rrl?rt:e' und fordern bei 
-16°C auf der Kreuzung: 

- Wir wollen unbegrenzt Fahr­
ten mit Telebus und/oder Taxi, 
bis die BVG im Jahre 2001 voll­
ständig behindertengerecht ist! 

Aber der Sonderfahrdienst 
wird auch kritisch gese­
hen;auf dem schild der 
bedrängten Frau: "Tele­
bus zu teuer?Wir haben 
die Grüne Minna nicht ge­
wollt .. . BVG für alle!" 

Bus und Bahn 
für alle! 

Gegen ·die Bevomrundung 
durch Telebus wurden Qu­
pons für freie Taxen er­

Kämpft,allerdings nurfLir 
10 Fahrten/Manat;da nur 
Telebus m001entan eine 
Treppenhilfe biet2t, :-,i.rv-1 
wirmit reinen Taxi-Cou­
pons zu festgelegt; wjr 
wollen auch die Möglich­
keit haben,alle Fahrten 
mit Taxi zu genießen: 

Wahl-Coupons sind gleicher­
maßen für Taxis oder Telebus 
benutzbar. 
Wir wollen zugängliche Woh­
nungen, damit das 
Treppendienst-Monopol bei 
Telebus entfallen kann und 
daß sich Altersgebrechliche 
länger selbständig versorgen 
können. Foto: Detlef Kundel 
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- Werin das Ein- und Ausstei­
gen bei Bus und Bahn für Geh­

. behinderte bequem ist, ist das 
auch für alle so und damit 
geht's auch schneller. 

Um einen stufenlosen Zugang 
zu alten und neuen Waggons 
zu ermöglichen, müssen die 
Bahnsteige immer dann aufge­
pflastert werden, wenn sie 
üb�r Aufzüge zugänglich 
gemacht werden. 
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- Bequeme Busse, zugänglich 
für alle 
Eindecker-Busse dürfen nicht 
mehr von solchen Firmen 
gekauft werden, die keine 
»Niederflurbusse« anbieten. 
Statt 3 Stufen dürfen sie - wie 
die neuen Doppeldecker - nur 
über 1 Stufe zugänglich sein. 
Ab Oktober probiert die BVG 
auf Betreiben der AL insge­
samt 8 Eindecker als Nieder­
flurbusse aus. 
Ebenfalls auf Intervention der 
AL ist ein Teil mit Hebeplatt­
form ausgerüstet; 

In diese kommen wir 
auch alleine mit dem Rollstuhl 
hinein, also auch mit Elektro­
Rollstühlen. 
Ab '89 dürfen nur noch Nieder­
flurbusse angeschafft werden 
und alle, ob Eindecker oder 
Doppeldecker, müssen im 
Sicht- und Kommunikationsbe­
reich des Fahrers über eine 
Hebeplattform verfügen. 
Noch 12 Jahre dauert es, bis 
die 1988 angeschafften her­
kömmlichen Busse ausge­
tauscht werden. 



Immer, wenn neue U- und$­
Bahnstrecken eröffnet werden, 
fallen Buslinien im Parallelver­
kehr weg, längere Fußwege 
und mehr Stufen (Treppen!) 
sind zu überwinden. 
Dagegen fordern wir: 
Keine Eröffnung von Bahnhö­
fen ohne Aufzug! 
Keine vollständige Einsparung 
von Buslinien! 
Jedes Jahr müssen ein Dutzend 
U- und S-Bahnhöfe mit Aufzü­
gen nachgerüstet werden. 

m 
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Im August '84 beantragte die 
AL, daß ein Stufenplan aufge­
stellt wird, nach dem binnen 10 
Jahre (bis 1994) alle Busse und 
Bahnhöfe zugänglich werden. 
Zunächst würden die Busse 
ausgenommen. 
Aus der Reihenfolge der Bahn­
höfe wurde eine Prioritätenliste 
und dafür eine Studie in Auf­
trag gegeben. Sie lag im April 
'86 vor. 
Nach ihr sollten nur 40 von der­
zeit 159 Bahnhöfen (Umsteige­
Bahnhöfe sind doppelt gezählt) 
bis zur Jahrtausendwende 
umgestellt werden. Beginn 
sollte '87 sein. 

l<J/ )))/ 
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Vor der letzten Wahl '85 wurde 
versprochen, alle wiedereröff­
neten S-Bahnhöfe werden für 
alle zugänglich sein. 
Bis jetzt hat kein einziger alter 
U- oder S-Bahnhof einen Auf­
zug erhalten, von 3 neuen 
U-Bahnhöfen bekam nur einer 
einen ab. 
Zur Zeit sollen nur 7 Bahnhöfe 
bis 1990 umgebaut werden. 
Wird es diemal nach der Wahl 
zur Erfüllung des Versprechens 
kommen? 
Die Baustellen sollten noch vor 
ihr eingerichtet werden. 
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Lieber Wohn-Mobil als Wohn-Haft 

Den folgenden Forderungen 
und Überlegungen des Spon­
tanzusammenschlusses »Mobi­
lität für Behinderte« zum behin­
dertengerechten Bauen und 
Wohnen können wir uns 
anschließen. Wir wünschen 
uns die Verwirklichung am 
liebsten noch gestern, auf alle 
Fälle aber morgen!! !  

- Künfig werden Neubauten 
nur noch gefördert, wenn sie 
für alle zugänglich sind, d.h. 
stufenloser Eingang und 
Erdgeschoßwohnungen; 
stufenlos erreichbarer Aufzug; 
Aufzugspflicht bei mehr als 
drei Geschossen. 

- Für jedes neue Bauvorhaben 
im sozialen Wohnungsbau gilt: 
Mindestanteil von 20% RB­
Wohnungen (Rollstuhlbe­
nutzer) 
- Umbau von Altbauwohnun­
gen müssen individuell nach 
BSHG, aber ohne Auflage für 
die/den Antragstellerln, geför­
dert werden; Anpassung nach 
dem Bedürfnis und Wunsch 
der/des Behinderten. 

- Reservierung stufenlos 
erreichbarer Erdgeschoßwoh­
nungen im kommunalen Besitz 
für behinderte und alte 
Menschen. 
- Zur Schaffung von Wohnge­
meinschaften für Rollis und 
Nichtbehinderte muß der 
Umbau der gesamten Woh­
nung gefördert werden. 

- Künftige Infrastruktur­
Einrichtungen wie Geschc;rfte, 
Gaststätten, gewerbliche Woh­
nungen (Rechtsanwalts- und 
Arztpraxen) müssen allen 
zugänglich sein und über 
behindertengerechte Toiletten 
verfügen. 
- Umbauten von schon beste­
henden Einrichtungen dürfen 
nur gestattet werden, wenn sie 
die obengenannten Bedingun­
gen einschließen. 

Langfristige Forderungen 
- Überall. wo es geht. müssen 
Wohnungen zugänglich 
gemacht werden, auch wenn 
nicht gleich ein direkter Bedarf, 
d.h. keine behinderten oder 
alten Mieter vorhanden sind; 
insbesondere, wenn ein vor-
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handener Aufzug erst im Hoch­
paterre beginnt. als Durch­
lader aber auch den eben­
erdigen Eingang erschließt. 
Und/oder der Eingangsbereich 
wird durch Anbau einer 
Rampe stufenlos erreichbar. 
Aber auch einzelne Hochpater­
rewohnungen können durch 
Zugang über den Balkon Mie­
tern des aufzuglosen Hauses 
zum Umsetzen angeboten 
werden. 

- Umzugshilfen müssen bereit­
gestellt werden, z.B. :  
wenn im gleichen Haus eine 
Obergeschoß-Wohnung gegen 
eine Erdgeschoßwohnung 
getauscht wird, 
oder: damit nichtbehinderte 
Angehörige ohne Härte eine 
RB-WohnJng freimachen kön­
nen, wenn der/die Rollstuhl­
fahrerin alleine auszieht. 
- Innerhalb von 10 Jahren sind 
alle Bordsteine an Kreuzungen 
auf ein für Blinde tragbares 
Maß (2 - 3 cm Orientierungs­
kante) abzusenken. Im Bushal­
tebereich müssen sie entspre­
chend ·erhöht werden. 
- Allen größeren Restaurants, 
Kaufhäusern etc. soll zur Auf­
lage gemacht werden, in 
5-Jahresfrist behindertenge­
rechte Toiletten anzubieten. 
- Behinderten darf der 
Zugang/Zufahrt zu Bibliothe­
ken, Konzertsälen und Kinos 
nicht verboten werden, auch 
wenn diese vorläufig nur mit 
Hilfe zu erreichen sind. 

' 
WIR HABEN DIE ERFAHRUNG 

- nicht die Bauaufsicht am grü­
nen Tisch! 

ED 



Zwischen Heim und Eigenheim 

Vielen Menschen ist unbe­
kannt, daß ein selbstbestimm­
tes Leben trotz Pflegebedürftig­
keit durch Unterstützung 
(persönliche Assistenz) in der 
eigenen Wohnung möglich ist. 
Es müssen zur Beratungsarbeit 
erfahrene Betroffene hinzuge­
zogen werden. Dann könnte 
von ihrem reichhaltigen und in 
ihrem Leben ständig weiterent­
wickelten »know how« profitiert 
werden. 
Senator Fink hat aber vor eini­
ger Zeit im Gegenteil dazu bei­
getragen, den pflegebedürfti­
gen Behinderten ihre 
Selbständigkeit zu nehmen 
und hat versucht, sie in der 
Gestaltungsmöglichkeit ihres 
eigenen Lebens zu entmündi­
gen, indem er die bezirklichen 
Sozialämter anwies·, die »Hilfe 
zur Pflege« nicht mehr den 
Betroffenen in bar auszuzah­
len. Er hat damit die Regie 
über ihre Pflege wieder in 
fremde Hände gelegt, in die 
der Sozialstationen, mit denen 
Bezirksämter direkt abrechnen 
sollen. 

Damit wird das Wohl der Pfle­
gebedürftigen wieder nur dem 
Walten von Institutionen 
anheim gestellt und z .B. derem 
Dienstplan unterworfen. Die 
freie Auswahl der Helfer und 
der Zu-Bett-Gehzeiten ist 
unmöglich, da kein Geld ver­
fügbar ist, um eine Verbindung 
herzustellen zwischen nach­
barschaftlichem Kontakt und 
flexibler Bereitschaft zu bezahl­
ter Hilfestellung. 
Somit verkommt das Motiv 
Senator F inks, Pflegebedürlti­
gen das Heim zu ersparen, nur 
zum reinen Finanzkalkül. denn 
er bietet ihnen im Tausch 
gegen die Ghetto-Situation nur 
das Alleingelassen-Sein zwi­
schen den hastigen Besuchen 
von fahrbarem Mittagstisch 
und der Sozialstation. Statt 
Räume und Geld für Experi­
mente zu schaffen, will man 
die Frauen wieder mehr in die 
Pflicht nehmen. Aber auch die 
pflichtfordemden Angebote 
werden nicht reichen (hof­
fentlich). 
Blüm will den Angehörigen 
von Pflegebedürftigen 13 ,31 
DM pro Tag bieten und dafür 
alle Krankenkassen­
Leistungen kürzen, gerade 
auch für chronisch Kranke. 
Fink glaubt. sie mit 600 DM 
Rente für 15 Jahre lang gelei­
stete Rund-um-die Uhr-Pflege 



bei der Stange halten zu kön­
nen. Wer ist da von wem 
abhängig, wenn sonst das 
Heim droht? 

Aber was wollen die 

Behinderten? - Geld, Geld, 

Geld! 

Von Blüm bis Fink träumen die 
derzeit amtierenden Sozial­
Dingeskirchen davon, die 
häusliche Pflege künftig nur 
von ehrenamtlichen Helfern 
abwickeln lassen zu können. 
In Berlin wird den Lobbyisten 
der Sozialkonzerne nachgege­
ben und jedes Jahr diesen cari­
tativen Unternehmen 2 (zwei!) 
neue Heime gebaut - sprich: 
finanziert. Gleichzeitig wird 
den außerhalb des Ghettos 
lebenden Behinderten durch 
gutachterliche W illkür immer 
häufiger das Pflegegeld 
gekürzt (Rückstufung). 

Wir wollen 
- eine Beratungsstelle für die 
Pflegeorganisation durch 
Betroffene 
Das bedeutet: Erfahrene 
Behinderte beraten 
a) in technischen Angelegen­
heiten (welche Wohnung, wie 
einrichten, welcher Rollstuhl, 
wie verbessern etc.) 

b) im Umgang mit der Behinde­
rung (in Ausbildung, Beruf und 
Freizeit, von Öffentlichkeitsar­
beit bis zur T herapie durch 
Betroffene gleicher Behinde­
rungsart und gleichen -grades) 
und vor allem 
c) soziale/juristische Beratung, 
- ausreichend Bargeld zur 
freien Verfügung für ein selbst­
bestimmtes Leben 
Das bedeutet: 
- wie bisher festes Pflegegeld, 
aber auf Grundlage nachvoll­
ziehbarer Kriterien 
- und eine flexible Ergänzung, 
ausgerichtet nach den indivi­
duellen Bedürfnissen, aber 
einkommensabhängig, bis hin 
zur ggf. nötigen Rund-um-die­
Uhr-Assistenz, ohne für deren 
anständige Bezahlung 
anschließlich erwerbstätig zu 
sein. 

Daraus folgt: 
- eine Umverteilung der Heim­
finanzierung zugunsten der 
Bargeldzahlung an die Betrof­
fenen selbst 
und dementsprechend 
- ein Umbauprogramm für die 
Heime; es müssen ja nicht 
gerade Polizeikasernen daraus_ 
werden, behindertengerechte 
Jugendgästehäuser, Nachbar­
schaftsheime 09-er Discos tun 
es auch. 
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·zur Reform des Gesundheitswesens 

- Von Joe Relchart -. 
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aus: Leben und Weg 1/88 -: 



nobody is perfekt 



Stichpunkte zum Thema -

Pränatale Diagnostik, 

Pränatale Diagno;;tik umfaßt 
eine Reihe von Untersuchungs­
methoden zum Erkennen von 
Krankheiten oder Fehlbildun­
gen in der Schwangerschaft, 
darunter Ultraschall, Untersu­
chungen des mütterlichen Blu­
tes und Urins, Fötoskopie 
(Betrachtung durch die Bauch­
decke, evtl. Entnahme von föta­
lem Gewebe). 
Zur Gewinnung von fötalen 
Zellen zur Untersuchung der 
Erbanlagen stehen heute zwei 
Methoden zur Verfügung. 
Amniozentese oder Fruchtwas­
seruntersuchung - von der 
16. - 20. Schwangerschafts­
woche, dann Kultivierung der 
Zellen (ca. 10 - 14 Tage) und 
nachfolgend Untersuchungen 
der Chromosomen im Mikros­
kop oder biochemische Tests. 
Risiko einer Fehlgeburt ca. 0,4 
- 1 % , Verletzungsrisiko 0, 1 -
0,25%.  
Chorionzottenbiopsie: Ent­
nahme von Zellen aus der 
Eihülle, 7. - 11. Woche, Untersu­
chungsergebnisse liegen nach 

wenigen Stunden vor; Fehlge­
burtsrisiko 2 - 10 % , hohe Ver­
sagerquote der Befunde. 
Die »klassische« Humangene­
tik arbeitete mit der Untersu­
chung der äußeren Erschei­
nung (Schädelvermessungen 
usw.), in erster Linie aber mit 
der Familienanamnese und 
der anschließenden Errech­
nung von Risikowahrschein­
lichkeiten. 
Seit Ende der Fünfziger Jahre 
kommt die Möglichkeit der 
Untersuchung der Anzahl und 
grober Struktur der Chromoso-

. men hinzu, wobei außer fötaler 
Zellen aus dem Fruchtwasser 
ebenso die Erbanlagen von 
Blutzellen oder im Prinzip son­
stiger Zellen analysiert werden 
können. 
Mittels biochemischer Tests 
(Vorhandensein oder fehlen 
bestimmter Eiweiße in den in 
den Zellen) können sowohl 
bestimmte Krankheiten oder 
Fehlbildungen nicht-gene­
tischen Urspruns, als auch 
genetisch bedingt indirekt fest-



Humangenetische Beratung, 

Gentechnologie 

gestellt werden, insbesondere, 
solche die durch die Erbanlage 
verursacht werden und zu 
Stoffwechselstörungen führen -
eine Veränderung der Gene 
führt hier zu der Fehlproduk­
tion von bestimmten Eiweiß­
stoffen, die wiederum Krank­
heitssymptome hervorruft. 
Die häufigsten genetisch 
bedingten Erkrankungen sind 
Veränderungen in der Anzahl 
der Chromosomen (Trisomie 21 
= ein zusätzliches Chromosom 
Nr. 21, auch Down Syndrom 
oder »Mongolismus« genannt, 
Häufigkeit 1 :600). Die geneti­
schen Stoffwechselerkrankun­
gen sind durchweg sehr selten 
- die häufigsten in Mitteleu­
ropa ist PKU 
Mit der Gentechnologie kann 
seit einigen Jahren eine Unter­
suchung einzelner Gene nun 
vorgenommen werden, bei der 
indirekt (mit DNA-Sonden) oder 
indirekt (sog. Restriktions­
Fragment-Längen­
Polymorphismen = RFLP) Ver­
änderungen der Feinstruktur 

dieser Gene, die als krank 
definiert werden, identifiziert 
werden können. Z.Z. ist dies 
erst für ca. 3 Dutzend Gene 
möglich, die Anzahl steigt aber 
zunehmend. Auch hier gibt 
aber die Untersuchung nach 
wie vor in den meisten Fällen 
lediglich eine Wahrscheinlich­
keit wieder und keine klare 
Diagnose. 
Schließlich findet eine 
beschleunigte Ausweitung der 
sog. genetischen Eigenschaf­
ten mit Krankheitswert, nach 
denen die Genetiker mit Gen­
Sonden suchen, statt - so geht 
es schon lange nicht nur um 
tödlich verlaufende Krankhei­
ten etwa, sondern um den 
Nachweis sog. genetische Prä­
dispositionen für Allergien, 
Asthma, Herz-Kreislaufer­
krankungen, Alkoholismus. 
psychische Erkrankungen usw. 



Genesis I I  

Humangenetische Beratungs­
stellen: 

Wie viele Krankheiten 

kann sich eine Gesell­

schaft leisten? 

. ) 

Fast jede Woche hören wir von 
einem erneuten Umweltskan­
dal. Die Atomkatastrophe von 
Tschernobyl hat die Menschen 
mit Recht am stärksten mit 
Furcht erfüllt. Die Angst vor 
einem neuen atomaren Super­
GAU wuchs ständig und mit ihr 
ein ökologisches Umweltbe­
wußtsein, das immer wieder 
Nahrung fand, zuletzt durch 
das beängstigende Robben­
sterben. 

Aber: 
Der drohende Massentod 
reicht für viele AKW-Gegner 
nicht, um vor den- Folgen der 
Kernenergie zu warnen. Bei 
der Suche nach geeigneten 
Abschreckungsbildern fanden 
sie angeblich etwas Schreckli­
cheres als den Strahlentod, 
nämlich Behinderung. Die 
Behindertenfeindlichkeit wurde 
von der Ökologiebewegung 
jedoch nicht erfunden. Hier 
schließt sich der Kreis zu dem 
Ausdruck »Krankheit«. Wer 
hatte nicht schon mal Grippe, 
Angina oder eine andere 
Krankheit und litt schrecklich 
darunter? 

Behinderung = Leid 
Ebensolches Leid setzt mensch 
mit Behinderung gleich; mit 
Behinderung und allem, was 
mensch fremd, nicht der Norm 
(welcher?) entsprechend 
findet. 



Zu Umweltzerstörung und dro­
hendem Tod fällt den Politikern 
nichts als Reden ein. Um den 
wachsenden Unmut der Bevöl­
kerung von sich abzulenken, 
münzen sie Angst in Hysterie 
gegenüber Behinderung / 
Behinderte um, damit sie sie -
mit Hilfe weiterer Demagogie -
für sich kontrollierbar machen 
können: 
Aus der - nach der Eugeni­
schen Indikation auch noch 
sehr spät möglichen - Abtrei­
bung als Problemvermeidung 
wird die vorgeburtliche Aus­
sonderung von Behinderten als 
ökologische Notwendigkeit 
betrachtet. Durch einen sol­
chermaßen begründeten Ver­
meidungsanspruch von Behin­
derten versöhnte sich die 
Ökologiebewegung in diesem 
Fall völlig, auf die Scheinargu­
mente der Politiker hereinfal­
lend, mit der Humangenetik. 
Ständig gebrauchen wir den 
Begriff »Behinderung«. Was ist 
das eigentlich, wer bestimmt 
das? Gilt mensch schon behin­
dert, wenn er nur das »falsche« 
Geschlecht hat, wie aus Indien 
bekannt ist? Oder muß dafür 
ein Körperteil krumm oder 
gerade sein? Wir sind der Mei­
nung, niemand kann sich 
anmaßen, über einen anderen 
Menschen ein Urteil zu spre­
chen, das ihm möglicherweise 
ein Recht zu leben abspricht. 

Sicher ist es schwer für eine 
Mutter, für ihre Probleme, mit 
dem möglicherweise nicht so 
einfachen Kind auf keinerlei 
Verständnis zu stoßen, keine 
Hilfe sondern nur Verachtung 
zu bekommen - aber die 
Lösung aus diesem Dilemma 
kann doch nicht Vermeidung 
oder sogar Ausmerzung sein, 
sondern muß doch eindeutig 
im gemeinsamen Kampf gegen 
Unmenschlichkeit liegen. 

Entscheidungsfreiheit der 
Frau? 
Hier wird den Frauen etwas 
von Selbstbestimmung vorge­
säuselt. Sicher haben durch 
die Gentechnologie die Mög­
lichkeiten der pränatalen Diag­
nostik zugenommen. War 
jedoch bisher die Entschei­
dung »Kind ja oder nein«, wird 
heute die Frage provoziert, ob 
es ausgerechnet so ein Kind 
sein muß. 
Ein Herr Prof. Adams hat vor 
einigen Jahren in einem Inter­
view mit der Zeitschrift »bild 
der wissenschaft« deutlich 
gesagt, daß der Fötus ersetz­
bar wäre (Wenn das Kind so 
nicht gefällt, kommt es weg 
und ein neuer Versuch wird 
gemacht!). Läßt der Druck der 
Gesellschaft, unbedingt ein 
»gesundes« Kind zu bekom­
men, wirklich freie Entschei­
dungen zu? 



E 

Kosten-Nutzen-Analyse 
Wesentlich scheinen mir die 
finanziellen Hintergründe (um 
nicht zu sagen: Abgründe) zu 
sein. Was kostet ein behinder­
tes Kind? Was kostet demge­
genüber die vorgeburtliche 
Diagnostik? Tünte, Humange­
netiker aus Münster, drückt-das 
Problem so aus: »Sämtliche 
Berechnungen haben gezeigt. 
daß ( . . .  ) der Nutzen den Auf­
wand um ein Mehrfaches über­
wiegt. Würden z.B. in der Bun­
desrepublik alle 
Schwangerschaften ab 40 Jah­
ren untersucht, so wären l l .000 
pränatale Diagnosen erfor­
derlich. 
Hierbei würden Kosten von 
28.000 DM pro Schwanger­
schaft entstehen. Demgegen­
über würden die durchschnittli­
chen Kosten für die 
lebenslange Betreuung eines 
ausgetragenen Kindes etwa 
200.000 DM betragen, was 
einer Kosten-Nutzen-Relation 
von l : 7 entspricht.« 

Selber schuld 
Wenn mensch die ständigen 
Kürzungen im Gesundheitswe­
sen ansieht, dürfte auch deut­
lich werden, wie versucht wer­
den soll, der Frau eine 
individuelle »Schuld« zuzu­
schieben. Warum hat sie denn 
dieses Etwas, das der Gesell­
schaft nur auf der Tasche liegt, 
nicht verhindert? 
Außerdem: Eine Frau mit 
einem behinderten Kind ist mit 
der Betreuung und Pflege so 
ausgelastet. daß sie das (für 
die Rentenreform notwendige) 
weitere Kind nicht mehr ver­
kraftet. Hier wird ein weiteres 
Vorurteil geschürt, denn Eltern 
behinderter Kinder schildern 
den Pflegeaufwand bedeutend 
geringer als die sogenannten 
»Experten«. 

Qualität vor Quantität 
Eine Angst der militärhörigen 
Männer wird hier deutlich: Die 
Geburtenrate in der sogenann­
ten l .  Welt geht signifikant 
zurück; da sollen doch die 
wenigen Menschen, die zur 
Welt kommen, wenigstens 
»gesund« sein - schließlich 
geht Qualität vor Quantität. 



Illusion der Vermeidbarkeit 
wird geschürt ... 
Mit der »Beratung« in den 
h umangenetischen Beratungs­
stellen wird suggeriert, Behin­
derungen wären vermeidbar, 
ihr Anteil in der Bevölkerung 
könne gleich Null sein. Aber 
nur 1,5 % aller Behinderungen 
werden durch genetisch 
bedingte Erbkrankheiten verur­
sacht. Demgegenüber werden 
fast 10% durch Geburtsschä­
den und Einflüsse während der 
späteren Schwangerschaft ver­
ursacht. Weniger als 0,5% der 
Erbkrankheiten (oder 0,075% 
aller Behinderungen) lassen 
sich mit vorgeburtlicher Diag­
nose feststellen (laut »Clio«) . 
Nach dem Gifteinsatz der USA 
in V ietnam wurde in einem 
Kinderkrankhaus folgende 
Beobachtung gemacht: Das 
Auftreten von Spina Bifida 
(eine der sogenannten 
Erbkrankheiten) hatte sich 
innerhalb von zwei Jahren ver­
dreifacht. Dieselbe Feststel­
lung wurde in Hamburg oder 
generell in unmittelbarer Nähe 
von Müllverbrennungsanlagen 
gemacht. 

2./4 � ! 

. .. um den genetisch vollkom­
menen Menschen zu finden 
Ein Chemiekonzern bietet für 
Frauen so gefährliche 
Arbeitsplätze an, daß gefordert 
wird, diese Frauen sollen sich 
sterilisieren lassen; die Gefahr 
einer Schädigung des Embryos 
wäre zu groß. Statt nun aber zu 
fordern, diese Arbeitsplätze zu 
beseitigen, werden immer dif­
ferenzierte Untersuchungen an 
Embryos gefordert, die soziale 
Problematik auf eine Frau 
reduziert. 

Zu finden heißt zu kreieren 
Die herrschende Wissenschaft 
bringt uns nicht die Bedingun­
gen, unter denen niemand, 
aber auch wirklich keiner der 
vielfältigen Individuen, nicht 
mal im Embryonal-Zustand in 
der Gesundheit beeinträchtigt 
wird; sondern sie verspricht 
mit Hilfe der Gentechnologie 
solche Menschen zu schaffen, 
die resistent sind gegen 
gefährliche und schädliche 
Umweltbedingungen (wie im 
Wohn- und Freizeitbereich oder 
am Arbeitsplatz). 
Im Vorfeld dazu steht die 
Humangenetische Beratungs­
stelle bereit, eine »gesunde« 
Auslese zu treffen und hilft, 
Grundlagen und Material für 
diese Gentechnologie zu 
beschaffen. 

Humangenetische Beratungs-stellen müssen geschlossen werden! 
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Zwangssterilisation 

Die Sterilisation von entmün­
digten oder minderjährigen 
Menschen ohne deren Zustim­
mung ist ungezählte und ver­
schwiegene Praxis. Hauptbe­
troffene sind geistig 
Behinderte; der Personenkreis 
ist dabei medizinisch nicht 
fixierbar. Soziale Aspekte, wie 
mangelnde Einsichtsfähigkeit 
oder Unfähigkeit zur Kinderer­
ziehung sind fließend. 

- Sterilisation ohne Einwilli­
gung der Betroffenen ist unzu­
lässig! 
- Die fehlende Einwilligung 
der Betroffenen darf nicht 
durch die Einwilligung des 
gesetzlichen Vertreters ersetzt 
werden! 
Statt eines Gesetzes, das die 
bisherige menschenrechtswi­
drige Praxis legalisiert, fordern 
wir: 

- Ausreichende Voraussetzun­
gen für das Leben behinderter 
Eltern mit Kindern sind zu 
schaffen: Ambulante Betreu­
ungshilfen, Elterngruppen . . .  
(Näheres dazu: Wahlprogramm 
der GRÜNEN 1987, Beschluß 
des Abgeordnetenhauses) 

m 



III 

Rehab 'ffi in Karlsruhe: Iaro mit 'MaEsenselhstrrord" 
Behinderter gegen das Auftreten von H. Attrot, Präsident der rrns 
aus ''Paraplegiker" (Juni 'ffi) 



Vom Sterbenwollenmüssen 

Es häufen sich die Meldungen, 
daß Behinderten, Alten und 
unheilbar Kranken durch 
Sterbe»hilfe« der »Erlösung­
stod« gebracht wird. Die Befür­
worter solcher Taten betonen 
immer wieder, daß die Betref­
fenden den Tod selbst wünsch­
ten, ein Selbstbestimmungs­
recht ausübten. Die »Deutsche 
Gesellschaft für humanes Ster­
ben« und sich für liberal hal­
tende Wissenschaftler und 
P!aktiker wie Prof. Hackethal. 
sind Wortführer einer Propa­
ganda, die sogar eine gesetzli­
che Regelung der aktiven Ster­
behilfe fordert. Anhand von 
Einzelschicksalen wird eine 
Stimmung gefördert, in der der 
Tod durch andere die einzige 
Lösung aus unerträglich 
erscheinenden Lebenssituatio­
nen ist. 
Die Gesellschaft sondert 
Andersartigkeit. Krankheit, 
Leid, Schmerz und Alter grund­
sätzlich aus. Diese Lebensfor­
men werden somit nicht mehr 
erfahrbar, der Kontakt damit 
bereitet Angst. Da es nicht 
möglich ist. jedes Risiko einer 
unerwünschten Lebensverän­
derung auszuschalten, werden 
radikale »Endlösungen« vorge­
schlagen, die in der Beseiti­
gung nicht des Übels, sondern 
der Opfer besteht. 

Die allmählich anwachsende 
Hysterie unterstützen Politiker 
mit angeblicher Versach­
lichung: 
Pflege und Eingliederung 
kosten Geld_ Die wachsende 
Zahl der Pflegebedürftigen sei 
für den Steuerzahler nicht zu 
verkraften. Diese »Neuauflage« 
von Argumenten erscheint 
immer dann, wenn die wirt­
schaftliche Entwicklung rück­
läufig ist. Eine Rechenaufgabe 
aus Algebrabüchern aus den 
30er Jahren: Ein Geisteskran­
ker verursacht 4 RM, Ein Krüp­
pel 5,50 RM, ein Verbrecher 
3,50 RM tägliche Anstaltsko­
sten. Nach vorsichtiger Schät­
zung sind in Deutschland 
300.000 Geisteskranke in 
Anstaltspflege. W ieviele Ehe­
standsdarlehen zu je 600 RM 
könnten von diesem Geld jähr­
lich ausgegeben werden?« 
Wenn Pflegebedürftige eine 
finanziell kaum tragbare Last 
sind, entsteht eine Erwartungs­
haltung in der Bevölkerung, 
»wonach alle behinderten, 
unheilbaren und alten Men­
schen es für anständig halten 
müssen, sich von den medizi­
nischen Vertretern der Wissen­
schaft den Tod geben zu las­
sen.« (Klaus Dörner) 





Während noch vor 10 Jahren 
· bessere Bedingungen für alle 
im Sozialstaat gefordert wur­
den, sollen heute die Men­
schen an die vorhandenen 
Beding;ungen angepaßt wer-
den. Alles, was der Gesell­
schaft nur Ko�ten und keine 
Nutzen erbringt, soll qusge­
schaltet werden. ldeqlogisch 
untermauert wird das mit der · · 
»neuen« alten Ehtik, den 
Begriffen von Wert und Unwert 
des Lebens. Eine solche Vorge­
hensweise hat Tradition. 
Die aktive Sterbehilfe gilt wie­
_ der als Regelung eines »ural­
ten Menschheitsproble�s«. 

• {Verteidiger Meub im Prozeß 
gegen die -ehemaligen NS­
Ärzte Ulrich und Bunke) 
Einen neuen Aspekt .gibt es 
allerdings doch: Während noch 

. im Nazideutschland ein mögli­
ches Gesetz zur Sterbehilfe nur 
durch eine gutdurchdachte, an 
Einzelschicksalen (!) aufberei­
tete Propaganda durchgesetzt 
hätte werden können, läuft 
heute die Arbeit an einem 
Gesetzentwurf mit der Propa-

- ganda dafür parallel. 

Alle »Argumente« der Befür­
worter aktiver Sterbehilfe kön­
nen widerlegt werden. Es ist 
zynisch, ein Selbstbestim-

· mungsrecht zum Sterben zu . 
verlangen, .das selbstbe­
stimmte Leben aber auszu­
kiammem. Ein selbstbestimm­
tes Leben kann nicht eine 
Abwägung von Kosten und 
Nutzen sein. Die· notwendigen 
Mittel sind vorhanden, ihre 
Verteilung ist eine Sache der 
Politik. Der unvermeidliche Tod 
ist nicht durch eine Sterbehilfe 
zu beschleunigen, sondern 
durch Sterbebegleitung erträg-
lieh zu machen. -Auch im �-
blick auf die oft kritisierte 
Apparatemedizin besteht k�in 
Handlungsbedarl für eine 
gesetzliche Neuregelung .. 
Nicht einmal ein Gesetz konnte 
Mediziner 'von ihrer Verantwor„ 
twig üb�r das Leben ihrer 

· .Pati�nten entbinden� 

Wir müssim; die, Be·din�ri�en 
. verändern, so daß alle Lebens­

formen möglich und lebbar 
werden. Der erste Schritt dazu 
ist die .. Nichtaussonderung von 
allem Andersartigen- und Frem-
den. Das Leben ist und bleibt 
ein unantastbares Gut und ent­
zieht sich der Kategorisierung 
von wert und unwert. 

• 



Mitnachfolgendem �edicht 
haben wir (Behindertenbe­
reich) die AL von der Notwen­
digkeit einer Darstellungsmög­
lichkeit ül:>erzeugt: 

Der Psalm der Krüppellnnen 

In Kneipen, Schulen und Büro, 
auf jeden Fall ein Krüppelklo. 
Geh'n wir in den »Weißen 
Hai«, 

ist das Kino stufenfrei. 
Ein Bus ganz ohne Mittel­
stange, 
Rollis ist nun nicht mehr 
bange. 
»Die BVG ganz ohne Stufen«; 
hören wir die Doris rufen. 
Ob Catchen� Kino, Kabarett, 
stufenlos ist alles nett! · 
(zu platt, daher:) 
Liebe macht auch. Spaß im 
Bett! 
(nicht platt) 
Glück allein iln trauten Heim, · 
komm' wir nur mit Aufzug rein. 
Wir sprühn's an jede Wand, 
Pflegegeld in UNS'RE Hand! 
Uns gibt es künftig überall 
und nicht mehr nur im Son­
derfall ! .  
»Ausl?onderung Nein!« ist kein 
Reim, muß aber rein. 
Nur so, verhindert Ihr Bambule: 
Laßt uns in die Regelschule! 
Ob Studium oder Leh.re, 
uns kommt nichts mehr in die 
Quere! 
Malochen wollen Krüppel 
auch, 
die Stütze füllt uns nicht den 
Bauqh! 
Und die Konsequenz der 
Reime: 
Auflösung der Heimei 
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